
Die Antragstellung an der deutsch-österreichischen Grenze

Ausländer

Antragsteller

Asylantrag nach §13 AsylG

Asyl nach Artikel
16a(1) GG

Internationaler Schutz
nach §1(1)2 AsylG

nach Artikel 16a(2) GG
(Drittstaatenregelung)

nach Artikel 3(1) VO(EU) 604/2013
(”Dublin-3”). §18(4)1 AsylG setzt §18(2)1
nebst §26a AsylG außer Kraft. Artikel
16a(2) GG steht dem nach Artikel 16a(5)
GG nicht entgegen.

Asylzuständigkeitsprüfung

Überstellung in asylzuständigen Mitglied-
staat. Z.B. Österreich, falls Aufenthalt in EU
mindestens 5 Monate (Artikel 13(2) VO(EU)
604/2013).

Asylverfahren, wenn die Asylzuständigkeit
eines anderen Mitgliedstaats nicht festge-
stellt werden kann (Artikel 3(2) VO(EU)
604/2013).

Grenzbehörde Grenzbehörde

BaMF BaMF

stellt

weist ab nimmt auf

leitet ein leitet ein

Die Einleitung des Asylverfahrens ist der Regelfall. Eine Überstellung nach Griechenland ist wegen
systemischer Mängel vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte untersagt.

In http://verfassungsblog.de/ist-der-deutsche-transit-oesterreichisches-hoheitsgebiet/

sind im ersten Absatz Rechtsauffassungen von Verfassungsrechtlern verlinkt, die die Dublin-Verordnung
anders interpretieren (Peukert et al.) oder ignorieren (Di Fabio) wollen. Der Beitrag versucht, die Position
Peukerts et al. zu widerlegen. Im Verfassungsblog kann man die weitere Diskussion dazu verfolgen. Sicher
ist es nicht die Aufgabe der Exekutive, die Rechtsgrundlagen spitzfindig zu hinterfragen, das ist Aufgabe
der Judikative.
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